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Begründung
gemäß § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB)

für den Bebauungsplan „Am Führring / Ruhrorter Straße – N 7“

1. Lage des Plangebietes

Das insgesamt ca. 1,08 ha große Plangebiet liegt im Mülheimer Stadtteil Speldorf und wird begrenzt durch
die Ruhrorter Straße im Norden und Osten, eine Stichstraße (von der Ruhrorter Straße ausgehend) im Sü-
den sowie dem Gelände der Rennbahn Raffelberg im Westen.

2. Räumliche und strukturelle Situation

Das Plangebiet liegt im Übergangsbereich zwischen einer überörtlich bedeutsamen Grün- und Erholungs-
zone, die vom Duisburger Zoo über das Solbad Raffelberg und die Pferderennbahn bis zur Ruhrorter Stra-
ße reicht, und dem Industriegebiet im Hafengelände, das östlich an die Ruhrorter Straße anschließt. Rund
300 m südlich verläuft die Duisburger Straße mit Wohn- und Geschäftsnutzung.

Die Flächen im Plangebiet sind entlang der Ruhrorter Straße auf einer Tiefe von etwa 30 m als Stellplatz-
flächen angelegt. Der sich daran anschließende westliche Teil des Plangebietes ist eine durchgrünte
Brachfläche. Dieser Bereich wurde längere Zeit von einer Gruppe junger Leute genutzt, denen hier vorü-
bergehend Standplätze für ihre Wohnwagen zur Verfügung gestellt worden sind. Das Gelände war an-
sonsten unbebaut.
Eine Zufahrt zum Gelände erfolgt über eine bereits befestigte Stichstraße von der Ruhrorter Straße aus.
Diese Erschließungsstraße liegt tiefer als das angrenzende Plangebiet.

3. Rechtliche Situation und Planungshinweise

3.1 Gebietsentwicklungsplan (GEP)

Der GEP für den Regierungsbezirk Düsseldorf aus dem Jahre 1986 stellt das nordwestliche Plangebiet als
Freizeit- und Erholungsschwerpunkt, den übrigen Teilbereich als Gewerbe- und Industrieansiedlungsbe-
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reich dar. Nach der 1998 vom Bezirksplanungsrat beschlossenen Fassung, die der Landesplanungsbehör-
de jedoch noch zur Genehmigung vorliegt, wird das nordwestliche Plangebiet als Freiraum- und Agrarbe-
reich mit der differenzierten Freiraumfunktion „Schutz der Landschaft und der landschaftsgerechten Erho-
lung“ sowie „Regionaler Grünzug“ dargestellt. Der übrige Teil des Plangebietes wird als Bereich für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dargestellt.

3.2 Flächennutzungsplan (FNP)

Der Flächennutzungsplan der Stadt Mülheim an der Ruhr vom 13.8.1971 stellt das Plangebiet fast voll-
ständig als gewerbliche Baufläche dar. Lediglich ein untergeordneter Teilbereich im Nordwesten wird als
Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ dargestellt.

3.3 Räumlich-Funktionales Entwicklungskonzept

Im Räumlich-funktionalen Entwicklungskonzept der Stadt Mülheim an der Ruhr aus dem Jahre 1984 wird
das Plangebiet keinem Siedlungsschwerpunkt zugeordnet.

3.4 Klimaanalyse

In der Klimaanalyse Mülheim an der Ruhr aus dem Jahr 1990 für den Teilraum Broich/ Speldorf wird dem
Plangebiet das Klima „Park“ mit dem zusätzlichen Hinweis „Flächen zur Belüftung“ zugeordnet.

3.5 Bebauungsplan „Ruhrorter Straße / Rennbahn Raffelberg – N 5“

Mit Ausnahme einer geringfügigen Überschreitung in nördlicher Richtung lag das gesamte Plangebiet des
Bebauungsplanes „N7“ innerhalb des Geltungsbereiches des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Ruhrorter
Straße / Rennbahn Raffelberg – N 5“ vom 26.4.1990. Dieser Bebauungsplan setzte für den überwiegenden
Teil des Plangebietes des Bebauungsplanes „Am Führring / Ruhrorter Straße – N 7“ Stellplätze fest. Ent-
lang der Ruhrorter Straße befinden sich Stellplätze, die bereits vor Rechtskraft des Bebauungsplanes „N5“
als befestigte Schotterstellplätze ausgebaut waren. Im Nordwesten des Gebietes war eine Grünfläche mit
der Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Die Festsetzungen werden mit Rechtskraft des neuen Be-
bauungsplanes aufgehoben.

3.6 Gestaltungssatzung
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Für das Plangebiet bestand eine Gestaltungssatzung vom 26.4.1990. Diese Satzung wird ebenfalls mit der
Rechtskraft des Bebauungsplanes für das vorliegende Plangebiet aufgehoben.

4. Ziel und Zweck der Planung

Der rechtskräftige Bebauungsplan „Ruhrorter Straße / Rennbahn Raffelberg – N 5“ setzte für das vorlie-
gende Plangebiet Stellplätze fest. Bei der bereits erfolgten Realisierung gewerblicher Betriebe im südlichen
Bereich des „N5“ wurden die bauordnungsrechtlich benötigten Stellplätze auf dem jeweils eigenen Firmen-
grundstück hergestellt. Auch von umliegenden Betrieben wurden die bisher angelegten Stellplätze nicht in
Anspruch genommen. Daher wird eine anderweitige Nutzung für das Gelände angestrebt. Bei der Neuauf-
stellung des Flächennutzungsplanes wurde ein Defizit an verfügbaren Gewerbeflächen ermittelt. Es bietet
sich daher an, auf ein bereits erschlossenes gewerbliches Grundstück, für das bisher lediglich die bauliche
Nutzbarkeit fehlte, zurückzugreifen und eine attraktive Gewerbefläche, in enger Nachbarschaft zu weiteren
gewerblichen Standorten, zu schaffen.

5. Darlegung der Ziele und Zwecke

5.1 Inhalt des Bebauungsplanes

5.1.1 Art der baulichen Nutzung

Gewerbegebiet
Bei der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes wurde ein Bedarf an verfügbaren gewerblichen Bauflä-
chen für die Neuansiedlung, Verlagerung und Erweiterung von Betrieben ermittelt. Die Flächen zwischen
Ruhrorter Straße und Rennbahn bieten einen geeigneten Standort für nicht erheblich belästigende Gewer-
bebetriebe. Für das Gewerbegebiet werden aus städtebaulichen Gründen Nutzungseinschränkungen fest-
gesetzt, insbesondere soll städtebaulichen Fehlentwicklungen entgegengewirkt werden.
Zum einen soll eine Einschränkung auf Betriebe der Abstandsklasse VII bzw. eines geringeren Störungs-
grades dafür Sorge tragen, dass der Rennbahnbetrieb sowie die bestehende gewerbliche Umgebung in ih-
ren Funktionen nicht beeinträchtigt werden. Es soll durch eine Beschränkung auf diese Art von Gewerbe-
betrieben ein harmonischer Übergang zur freien Landschaft ermöglicht werden.
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Zum anderen erfolgt der Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben mit dem Verkauf an Endverbraucher, um
einer negativen Entwicklung der vorhandenen Einkaufsschwerpunkte vorzubeugen. Ausnahmsweise zu-
lässig ist der Verkauf an Endverbraucher nur dann, wenn dieser im engen Zusammenhang mit einem
Handwerksbetrieb steht und es sich um nicht zentrenrelevante Sortimente handelt. Hiermit soll einer Funk-
tionsstörung der Innenstadt bzw. der Stadtteilzentren entgegengewirkt werden.
Betriebe des Kraftfahrzeuggewerbes (mit angeschlossener Werkstatt) sind aufgrund der Prägung der Um-
gebung mit eben solchen Gewerbebetrieben zulässig. Außerdem handelt es sich beim Warensortiment
dieser Betriebe i.d.R. nicht um zentrenrelevante Güter.
Die im Gewerbegebiet allgemein zulässigen Tankstellen sind unzulässig, da sie viel Zielverkehr erzeugen,
dessen verkehrstechnische Lenkung an dieser Stelle problematisch wäre. Die Zufahrtsmöglichkeiten vom
Plangebiet auf die Ruhrorter Straße sind durch die Ausbauplanung Weseler Straße (Kreisverkehr) und
Ruhrorter Straße nur eingeschränkt unmittelbar vom Grundstück (nur Rechtsabbieger) möglich. Ansonsten
müssen die Verkehrsbewegungen über die Stichstraße erfolgen. Daher ist das Gelände für eine Tankstel-
lennutzung ungeeignet.
Anlagen für sportliche Zwecke sind aufgrund des Mangels an verfügbaren Gewerbeflächen unzulässig. Für
derartige Nutzungen steht im weiteren Stadtgebiet ein ausreichendes, besser geeignetes Flächenangebot
zur Verfügung. Lagerplätze und Ausstellungshallen sind als eigenständige Nutzungen unzulässig, da es
sich hier um eine attraktive Gewerbefläche handelt, die nicht lediglich für eine Nutzung als Lager bzw. Aus-
stellung bereitgestellt werden soll.
Die im Gewerbegebiet ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-
heitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, da in Mülheim an
der Ruhr ein Mangel an verfügbaren Gewerbeflächen besteht.

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung / Überbaubare Fläche

Für das Plangebiet wird eine Grundflächenzahl von 0,8 festgesetzt. Die Geschossflächenzahl wird auf 2,0
begrenzt. Damit werden die Ausnutzungskennziffern des südlich anschließenden Gewerbegebietes im Be-
bauungsplan „Ruhrorter Straße / Rennbahn Raffelberg – N5“ auf das Plangebiet übertragen. Den Gewer-
betreibenden bleibt bei diesen Festsetzungen ein ausreichend großer Gestaltungsspielraum bei der Her-
stellung ihrer Betriebsgebäude.
Im Plangebiet wird jedoch die Gebäudehöhe auf 44 m über NN beschränkt. Es ergibt sich eine ausnutzbare
Gebäudehöhe von ca. 9 m. Eine Durchlüftung des Gebietes wird somit weiterhin gewährleistet.
Die überbaubare Fläche wird als eine zusammenhängende Fläche festgesetzt, um variabel auf die Errich-
tung gewerblich genutzter Gebäude reagieren zu können und somit auch eine angemessene wirtschaftli-
che Ausnutzbarkeit im Plangebiet zu ermöglichen.



Drucksache Nr.: V00/0043-01 / Seite 25 von 56

5.2 Städtebauliches Konzept

Im Rahmen einer aktiven Wirtschaftsförderungspolitik wird die Errichtung eines gewerblichen Betriebes
(Autohaus) mit angeschlossenem Werkstattbereich angestrebt. Der Hauptbaukörper des Gewerbe-
betriebes könnte sich in zwei Baukörper teilen, die durch einen Mitteltrakt, in dem sich der Haupteingang
befinden soll, baulich verknüpft werden. Vorgesehen werden könnte eine Glas-/Stahlkonstruktion. Zwei
Hauptbaukörper wären leicht zueinander versetzt anzuordnen, damit sowohl eine Öffnung zur Ruhrorter
Straße als auch zum geplanten Kreisverkehr Weseler Straße/ Ruhrorter Straße erzielt würde.
Im hinteren Bereich des Geländes wäre ein Werkstatttrakt anzugliedern, der auch die notwendigen Sozial-
räume enthalten würde. Dieser Arbeitsbereich soll dann ausschließlich über die Stichstraße, die Verkaufs-
und Ausstellungsräume auch unmittelbar von der Ruhrorter Straße angefahren werden.
Der Erhalt einer bewachsenen Böschungsfläche im Nordwesten des Plangebietes wird schon aus Gründen
des reibungslosen Ablaufs des Rennbahnbetriebes angestrebt.

5.3 Gestaltungsmaßnahmen / Begrünungsmaßnahmen

Mit der Festsetzung von Flachdächern für alle baulichen Anlagen soll sowohl der Lage am Rande des
Landschaftsschutzgebietes / der Rennbahn entsprochen werden, als auch die Gestaltung eines harmoni-
schen Ortsbildes im Zusammenhang mit dem benachbarten neuen Gewerbegebiet gesichert werden. Die
Festsetzung von Flachdächern entspricht auch dem üblichen Gebäudetypus gewerblicher Bauten.
Die im Rahmen der Ausgleichsregelung auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie auf den
Stellplatzflächen festgesetzten umfangreichen Anpflanzungen tragen ebenfalls dazu bei, das Gewerbe-
grundstück in die Umgebung einzugliedern und durch die begrünte Abgrenzung einen optisch ansprechen-
den Übergang zur benachbarten Bebauung bzw. zur freien Landschaft zu bilden.

5.4 Erschließung und Flächen für den ruhenden Verkehr

Das Plangebiet wird über eine Stichstraße sowie durch eine Ein- und Ausfahrt unmittelbar an der Ruhrorter
Straße erschlossen. Von der Stichstraße aus auf die Ruhrorter Straße soll sowohl ein Rechts-Abbiegen in
Richtung Duisburger Straße als auch ein Links-Abbiegen in Richtung Weseler Straße möglich sein. Es ist
beabsichtigt, dass das Gewerbegrundstück nur eine unmittelbare Zufahrt von der Ruhrorter Straße erhält.
Eine Ausfahrtmöglichkeit soll von hier nur in Richtung Duisburger Straße möglich sein. Diese Einschrän-
kungen der Abbiegebeziehungen sind notwendig, da durch den Ausbau der Weseler Straße mit dem Kreis-
verkehr sowie dem Ausbau der Ruhrorter Straße mit mehr Verkehrsbewegungen auf der Ruhrorter Straße
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gerechnet wird. Die notwendigen Stellplätze für eine gewerbliche Nutzung sind auf dem Gelände nachzu-
weisen.

5.5 Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Bei der Überplanung des Bereiches wird die durch den bisherigen Bebauungsplan „N5“ festgesetzte Grün-
fläche berührt. Dies soll erfolgen, um eine variable Nutzung des künftigen Gewerbegebietes zu ermögli-
chen. Auf diese Weise werden auch die Erreichbarkeit aller Gebäudeteile für die Feuerwehr (Brandschutz)
sowie die Unterbringung der notwendigen Stellplätze im Plangebiet gesichert. Daher ist an dieser Stelle,
auch vor dem Hintergrund eines konkreten Ansiedlungswunsches, ein Eingreifen in die Grünfläche nicht zu
vermeiden.
Ein baulicher Eingriff in die mit Gehölzen bewachsene Böschungsfläche wird jedoch unterbleiben und die
Böschung als Fläche zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt.
Hiermit bleibt eine Abschirmwirkung zur Rennbahn erhalten, um die Funktion des Rennbahnbetriebes nicht
zu beeinträchtigen.

5.6 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Durch die Bebauungsplanung werden Eingriffe in Natur und Landschaft verursacht, die gemäß den gesetz-
lichen Vorgaben zu ermitteln, zu bewerten und darzustellen sind. Aus diesem Grund wurde ein land-
schaftspflegerischer Begleitplan von der Planungsgruppe Rein erstellt, der die Grundlage zur Berücksichti-
gung der Belange von Natur und Landschaft darstellt und anhand der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
(siehe Anlage zur Begründung) die notwendigen Kompensationsmaßnahmen festlegt.

Der östliche Planbereich direkt angrenzend an die Ruhrorter Straße besteht aus Park- und Stellplätzen so-
wie Grünstreifen, der westliche Teil aus einer Ruderalfläche mit Gebüschflächen und Hochstaudenfluren.
Diese letztgenannte Fläche wurde durch eine Ansammlung von Wohnwagen („Wagenburg“) genutzt. Die
Ruderalflächen sind aufgrund dieser Nutzung teilweise beeinträchtigt und ohne bzw. nur mit geringen Auf-
wuchs bedeckt. Im westlichen Teil bestehen Gehölzgruppen aus Weiden, Weißdorn, Hainbuchen und
Brombeeren. Brennnessel, Beifuss und Brombeere sind dominierende Arten für die ruderalisierten Flächen.
Im Bereich des Grünstreifens stehen als Einzelbäume Gleditschien und Platanen, als Sträucher eine Reihe
von landschaftsgerechten wie Ziergehölzen.
Der Böschungsbereich zur Rennbahn besteht zum Teil aus gepflanzten, zum Teil aus sich sukzessive ent-
wickelten Gehölzen.
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Alle Flächen im Plangebiet sowie angrenzend sind stark durch Müllablagerungen beeinträchtigt, die Ge-
hölzstreifen wurden als „Toilettenwald“ genutzt und sind durch hohe Nährstoffeinträge gekennzeichnet.
Durch das Planvorhaben wird ein großer Teil der ruderalen und Gebüschflächen versiegelt bzw. teilversie-
gelt. Erhalten werden können drei Bäume im Plangebiet und der Gehölzstreifen auf der Böschung zur
Rennbahn. Der Grünstreifen an der Ruhrorter Straße, außerhalb des Plangebietes, bleibt von der Planung
unberührt.
Die vorhandene Stellplatzfläche wird umgestaltet, die dort vorhandenen Grünstreifen gehen verloren, wer-
den aber durch Neubegrünungen in Form von Baumpflanzungen und Grünstreifen ausgeglichen.
Anhand der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, in der auch die relativ hohen Vorbelastungen der Flä-
chen und Strukturen in Form von Korrekturwerten ihren Niederschlag finden, wird nachgewiesen, dass trotz
neu anzulegenden Begrünungsflächen mit Sträuchern und Stauden und der Anpflanzung von 54 neuen
Laubbäumen ein Ausgleichsdefizit verbleibt, das außerhalb des Plangebietes zu ersetzen ist.
Ein Teil des Defizits wird in diesem Fall angerechnet zur Beseitigung der Müllablagerungen im Bereich der
rennbahnbegleitenden Gehölzstreifen. Dies ist keine Ausgleichsmaßnahme im eigentlichen Sinn, trägt aber
dazu bei, die dadurch verursachten Beeinträchtigungen rückgängig zu machen und das Landschaftsbild zu
verbessern. Eine Sicherung dieser Maßnahme soll durch eine Verpflichtungserklärung des künftigen
Grundstückseigentümers erfolgen.

Das noch verbleibende Defizit entspricht einer Kompensationsfläche von 1890 m². Es war zunächst vorge-
sehen, dieses Defizit durch die Rekultivierung einer nördlich an das Plangebiet angrenzenden Fläche, die
von der Stadt Mülheim an der Ruhr bereitgestellt werden sollte, auszugleichen. Allerdings sind zur Vorbe-
reitung der Fläche größere Maßnahmen, insbesondere Entsiegelungsmaßnahmen notwendig. Inzwischen
hat sich jedoch herausgestellt, dass durch die Entsiegelung unverhältnismäßig hohe Kosten entstehen, die
nicht, auch nicht teilweise, durch ein Förderprogramm aufgefangen werden können. Daher wird auf die
Zahlung eines Ersatzgeldes zurückgegriffen, das zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und
der Landschaftspflege auf anderen geeigneten Flächen (Ausgleichsflächenpool) verwendet wird.

5.7 Leitungsrecht

Am nordwestlichen sowie am südöstlichen Rand des Plangebietes verlaufen zwei bestehende Leitungen.
Um sie auch künftig zu sichern und die Abwasserentsorgung gewährleisten zu können, werden im Plan
Leitungsrechte zugunsten der Stadt Mülheim an der Ruhr festgesetzt.

5.8 Ver- und Entsorgung



Drucksache Nr.: V00/0043-01 / Seite 28 von 56

Die Ver- und Entsorgung des Gebietes ist durch die vorhandenen Leitungsnetze ausreichend gesichert.

Nach dem Landeswassergesetz soll Niederschlagswasser von bebauten und befestigten Flächen mög-
lichst ortsnah dem natürlichen Wasserkreislauf zugeführt werden. Durch ein hydrogeologisches Gutachten
wurde ermittelt, dass eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet möglich ist.
Zur Versickerung des Niederschlagwassers von Hof- und Verkehrsflächen ist eine Anlage zur Minimierung
des Schadstoffeintrages vorzuschalten.

5.9 Altlasten / Bodenbelastungen

Altlasten und schädliche Bodenveränderungen (§ 2 Abs. 3-6 BBodSchG)
Im Plangebiet sind die nachstehenden Flächen im Verdachtsflächenkataster unter den angegebenen lau-
fenden Nummern erfasst:

Kataster-Nr. Beschreibung
392 (C9 A1011) Altablagerung 2-5m von 1969 (Basisaufschüttung)

390 (C9 A1012) Altablagerung ca. 1m von 1969 (unbekannt)

393 (C9 A1014) Vor 1982 < 1m Verfüllung Graben

Die oben genannten Daten wurden im Rahmen einer Auswertung von Luftbildern erfasst. Die stoffliche Zu-
sammensetzung und Herkunft der angeschütteten Böden war nicht bekannt. Für diese Bereiche bestand
daher der Verdacht auf Altlasten. Dem Altlastenverdacht wurde mittels einer orientierenden Gefährdungs-
abschätzung nachgegangen.
Zur Erkundung der Anschüttungen wurden im gesamten Plangebiet insgesamt 12 Baggerschürfe und 17
Rammkernsondierungen (R) durchgeführt. Der gewachsene Boden wurde hierbei auf Grund von Bohrhin-
dernissen oder hohen Anschüttungsmächtigkeiten nicht immer erreicht.
Bei den Bodenaufschlüssen wurde festgestellt, dass sich die Anschüttung nicht auf die drei in der Erstbe-
wertung genannten Teilflächen beschränkt, sondern flächendeckend im Plangebiet vorliegt. Die Mächtigkeit
der Anschüttung schwankt zwischen 2,5 und 4,6 m, wobei die Mächtigkeit generell in nordwestliche Rich-
tung abnimmt. Die Anschüttung besteht überwiegend aus natürlichen umgelagerten Böden mit Bauschutt-
beimengungen. Lokal können Schlacken, Aschen und untergeordnet weitere Bestandteile beigemengt
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sein. Unter der Auffüllung folgt Auenlehm der Ruhr. Lokal kann die Anschüttung jedoch auch direkt den
kiesigen Terrassensedimenten der Ruhr auflagern. Geruchliche Auffälligkeiten wurden in der Bohrung R 13
als Geruch nach PAK wahrgenommen. Grundwasser wurde nicht aufgeschlossen.
Die chemische Analytik wurde an 14 Misch- und 4 Einzelproben ausschließlich aus dem Anschüttungsbo-
den durchgeführt und umfasste Schwermetalle und Arsen, Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe
(PAK) und Mineralölkohlenwasserstoffe (KW) im Feststoff. In der Bodenluft wurden stichpunktartig in 5
Messstellen leichtflüchtige aromatische Kohlenwasserstoffe (BTEX) und leichtflüchtige halogenierte Koh-
lenwasserstoffe (LHKW) untersucht.
Im Rahmen der chemischen Untersuchungen des Bodens wurden insgesamt Schwermetallgehalte nach-
gewiesen, die überwiegend mit den Gehalten natürlicher Böden vergleichbar oder nur lokal etwas erhöht
sind. Die Konzentrationen der übrigen Parameter liegen in den Mischproben für PAK (n. EPA) bei 5,25 bis
35,5 mg/kg und für KW bei 11,5 bis 317 mg/kg.
In der geruchlich auffälligen Bohrung R 13 wurden 100 bzw. 162 mg/kg PAK n. EPA und 920 mg/kg KW
nachgewiesen.
Die Untersuchungen der Bodenluft ergaben lediglich geringe Anreicherungen von BTEX, wobei max. ca.
1,0 mg/m³ nachgewiesen wurden.

Beurteilung des Wirkungspfades Boden-Mensch (direkter Kontakt)
Beurteilungsgrundlage ist die BBodSchV, wobei als Szenario eine Nutzung als unbefestigtes Industrie- und
Gewerbegrundstück bzw. untergeordnet auch ein Grünstreifen im Randbereich gewählt wurde.
Die Ergebnisse der chemischen Untersuchungen zeigen keine Überschreitung der Prüfwerte der
BBodSchV für die oben genannten Nutzungen. Ein Direktkontakt mit dem Anschüttungsboden ist zudem
durch die geplante Überbauung bzw. Versiegelung weitgehend ausgeschlossen.
Nach dem vorliegenden Kenntnisstand kann für diesen Wirkungspfad somit kein Risiko abgeleitet werden.

Beurteilung des Wirkungspfades Boden-Sickerwasser-Grundwasser
Die Gehalte an PAK und KW in der Anschüttung sind mit Ausnahme der Bohrung R 13 zwar auffällig, nicht
jedoch signifikant erhöht.
Untersuchungen zur Löslichkeit dieser Schadstoffe im Sinne der BBodSchV wurden daher nicht durchge-
führt, zumal die Gehalte an relativ gut wasserlöslichen Einzelsubstanzen (Naphtalin, Acenaphten etc.) ge-
ring sind. Ein Kontakt der Anschüttungsböden mit dem Grundwasser ist bei den Untersuchungen zudem
nicht festgestellt worden. Die Fläche wird außerdem im Rahmen der geplanten Nutzung weitgehend ver-
siegelt.
Nach dem vorliegenden Kenntnisstand kann somit für diesen Gefährdungspfad überwiegend kein Risiko
abgeleitet werden. Im Bereich der Bohrung R 13 sind jedoch auf Grund der hohen PAK-Gehalte aus Grün-
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den der Vorsorge geeignete Maßnahmen zur Reduzierung der Versickerung von Niederschlagswasser z.
B. durch einen Auftrag von bindigem Boden erforderlich. Maßnahmen sind im einzelnen abhängig von den
örtlichen Gegebenheiten mit dem Amt für Umweltschutz, Abt. 70-5, abzustimmen.

Die Gefährdungsabschätzung führt zusammenfassend zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung der
Nutzung der Fläche, nämlich weitgehend gewerblich und überbaut, der Altlastenverdacht sich mit Ausnah-
me des Bereiches um die Bohrung R 13 nicht bestätigt hat. Eine Nutzungsänderung zu sensibleren Nut-
zungen wie Wohnen, Gartennutzung etc. würde eine erneute Prüfung des Altlastenverdachtes erfordern.
Die Fläche wird daher weiterhin im Verdachtsflächenkataster geführt.

Abfallwirtschaftliche Beurteilung
Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse lassen eine abfallwirtschaftliche Beurteilung der Anschüt-
tungsböden nicht zu. Mit Ausnahme des Bereiches um die Bohrung R 13 deuten die Untersuchungsergeb-
nisse jedoch an, dass eine Verwertung ausgehobener Anschüttungsböden entsprechend der Richtlinie der
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) „Technische Regeln für die Verwertung mineralischer Reststof-
fe/Abfälle“ (Stand Sept. 1995) in den Einbauklassen Z 1.2 bzw. Z 2 wahrscheinlich ist.
Bodeneingriffe im Bereich der Bohrung R 13 sind durch einen Sachverständigen im Sinne des BBodSchG
zu begleiten. Bei Aushubmaßnahmen muss in diesem Teilbereich mit kontaminierten Böden gerechnet
werden, der als überwachungsbedürftiger Abfall eingestuft werden kann.
Gegen das Planvorhaben bestehen keine Bedenken, sofern die in der Beurteilung des Wirkungspfades
Boden-Grundwasser sowie in der abfallwirtschaftlichen Beurteilung gemachten Einschränkungen berück-
sichtigt werden. Auf Grund der flächendeckend vorhandenen und schwach belasteten Anschüttung ist eine
Kennzeichnung gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB des gesamten Plangebiets erforderlich.

6. Auswirkungen der Planung

Das vorliegende Plangebiet lag im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Ruhrorter Straße/Rennbahn
Raffelberg – N5“. Die damalige Konzeption des Bebauungsplanes „N5“ war dergestalt, dass im südlichen
Bereich die Gebäude, im nördlichen Bereich die notwendigen Stellplätze realisiert werden sollten. Dieses
städtebauliche Konzept ist aber durch die – inzwischen vollzogene - kleinteiligere Ansiedlung von Gewer-
bebetrieben im südlichen Bereich des Bebauungsplanes „N5“, die ihre benötigten Stellplätze jeweils auf
dem eigenen Grundstück errichtet haben, überholt.
Durch die vorliegende Planung kann das Angebot an gewerblichen Bauflächen in Mülheim an der Ruhr er-
höht werden, ohne dass dafür neue Flächen in Anspruch genommen werden müssen. Mit der Realisierung
der Planung entstehen hier neue Arbeitsplätze, ein wichtiger Aspekt, der in die Standortabwägung mit ein-
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geflossen ist. Hinsichtlich des Standortes gilt es weiter anzumerken, dass die Fläche bisher bereits mit ei-
ner Nutzung überplant war, die ebenfalls eine großflächige Versiegelung des Geländes ermöglichte.
Eine gewerbliche Nutzung für das Plangebiet ist auch aufgrund der überwiegenden Gewerbenutzung der
näheren Umgebung erstrebenswert. Eine vorübergehende Nutzung vorhandener Stellplätze durch Betriebe
der Umgebung wurde aufgegeben.
Der Betrieb eines im Plangebiet vorhandenen Brunnens zur Förderung von Mineralwasser soll auch wei-
terhin aufrecht gehalten werden. Durch eine technische Umgestaltung kann er in das konkrete Bauausfüh-
rungskonzept integriert werden. Eventuell weitere notwendige Sicherungsmaßnahmen sind in spezialrecht-
lichen Verfahren abzuklären.
In der Klimaanalyse Mülheim an der Ruhr aus dem Jahr 1990 für den Teilraum Broich/ Speldorf wird dem
Plangebiet das Klima „Park“ mit dem zusätzlichen Hinweis „Flächen zur Belüftung“ zugeordnet. Die vorge-
sehene Nutzung als gewerbliche Baufläche ist mit klimatischen Beeinträchtigungen verbunden. Im Hinblick
auf einen Mangel an verfügbaren gewerblichen Bauflächen in Mülheim an der Ruhr wird jedoch an einer
baulichen Nutzung dieser gewerblichen Fläche, für die bereits eine - überholte - Nutzungsmöglichkeit
(Stellplätze) vorlag, festgehalten.
Zur Minimierung der klimatischen Auswirkungen trägt die Festsetzung der Begrünung der Randbereiche
des Plangebietes sowie die Pflanzung von 54 Laubbäumen bei.
Die Höhe der baulichen Anlagen wird auf 9 m beschränkt, um die Belüftung des Gebietes weiterhin ge-
währleisten zu können.
Die Planung verursacht Eingriffe in Natur und Landschaft. Durch umfangreiche Anpflanzungen im Plange-
biet können die nachteiligen Auswirkungen teilweise ausgeglichen werden. Für das verbleibende Defizit ist
eine Ersatzgeldzahlung zu leisten, die zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege verwendet wird.
Der Eingriff in die bislang im Bebauungsplan „N5“ festgesetzte Grünfläche ist im Hinblick auf die ange-
strebte bauliche Konzeption unvermeidbar.

7. Zusammenfassung der während der Trägeranhörung zum Bebauungsplanverfahren „Am Führ-
ring / Ruhrorter Straße – N7“ eingegangenen Stellungnahmen und der Abwägung

Von den Trägern wurden in der Anhörung verschiedene Anregungen vorgetragen. Dem überwiegenden
Teil der Anregungen konnte gefolgt werden.
Der Anregung des Kommunalverbandes Ruhrgebiet (KVR), auf eine Inanspruchnahme der im Bebauungs-
plan „N5“ festgesetzten Grünfläche zu verzichten wird nicht gefolgt. Der Bereich soll teilweise in die über-
baubaren Flächen einbezogen werden, um künftig eine variabel nutzbare Gewerbefläche zu erhalten, die
die Anforderungen des Brandschutzes etc. berücksichtigt. Dies geschieht auch vor dem Hintergrund eines
konkreten Ansiedlungswunsches. Die Abschirmung zur Rennbahn bleibt jedoch auch weiterhin gewähr-
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leistet, da der Böschungsbereich als Fläche für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen festgesetzt werden soll.

8. Zusammenfassung der Anregungen und der Abwägung aus der frühzeitigen Bürgerbeteiligung
zum Bebauungsplanverfahren „Am Führring / Ruhrorter Straße – N7“

Während der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurden von Bürgern einige Anregungen eingebracht.
Es wurde bemängelt, dass eine vorgezogene Bürgerbeteiligung ohne einen entsprechenden Beschluss
des Planungsausschusses oder der Bezirksvertretung durchgeführt wurde. Insbesondere aufgrund der
Kommunalwahl 1999 in Mülheim an der Ruhr sei es bedenklich mit Fraktionsvorsitzenden zu sprechen, die
nach der Wahl vielleicht keine Funktion mehr haben.
Die Zerstörung des restlichen Landschaftsschutzgebietes wurde für falsch gehalten, zumal das Gebiet in
der Verlängerung des Grünzuges A liegt. Für diesen wichtigen Bereich würden übergeordnete städtebauli-
che Prinzipien an ein Autohaus verschenkt. Das Gebiet sei zwar zur Zeit als Parkfläche festgesetzt, tat-
sächlich aber nicht versiegelt und landwirtschaftlich genutzt bzw. Grünbereich. Ausgehend von der bisheri-
gen Nutzung bedeute ein Gewerbegebiet daher eine zusätzliche Versiegelung und einen Verlust an Grün-
fläche. Bei einer Änderung des bestehenden Bebauungsplanes sollte eine Festsetzung der Fläche als
Grünfläche in Ergänzung zum angrenzenden Grünzug A erfolgen.
Es wurde angemerkt, dass durch die Ausweitung der gewerblich nutzbaren Flächen bis in die bestehende
Grünfläche die letzten freien Grünflächen in dem intensiv genutzten Bereich der Weseler und Ruhrorter
Straße verloren gingen.
Ein zusätzliches Gewerbegebiet sei überflüssig und gefährde in diesem Fall sogar einen schon bestehen-
den Gewerbebetrieb.
Es gäbe außerdem im gesamten Stadtgebiet, insbesondere aber im Bereich der Ruhrorter und Weseler
Straße, genügend ungenutzte gewerbliche Brachflächen, so dass keine Notwendigkeit zur beabsichtigten
Bebauungsplanänderung bestehe.
Des weiteren wurde darauf hingewiesen, dass sich in der Umgebung des Plangebietes ein früher gewerb-
lich genutztes und denkmalgeschützes Gebäude befinde. Von den Mitarbeitern des ehemaligen Betriebes
sei die Stellplatzfläche genutzt worden. Bei einer Wiederaufnahme einer gewerblichen Nutzung im Denk-
mal sei bei Wegfall dieser Parkplätze mit zahlreichen wilden Parkern in der Nachbarschaft zu rechnen.
Dies träfe bereits heute bei Großveranstaltungen auf dem Gelände der Rennbahn Raffelberg für die umlie-
genden Wohnquartiere zu. Diese Belastungen der Anwohner durch Park-Such-Verkehr seien umso
schwerwiegender, da sie stets am Wochenende stattfinden würden. Eine Verschlimmerung der Situation
werde ohnehin durch den Golfplatz erwartet.
Von einer gewerblichen Wiedernutzung des Denkmals sei auszugehen. Daher würden hier eine Fülle von
Arbeitsnehmern tätig werden, für die Parkraum zur Verfügung zu stellen sei, der durch die vorgesehene



Drucksache Nr.: V00/0043-01 / Seite 33 von 56

Umzonung der Stellplätze in ein Gewerbegebiet verloren ginge. Der zusätzliche Park-Such-Verkehr würde
den Verkehr und die An- und Abfahrt auch der umliegenden Betriebe erheblich stören.

Nach Abschluss der frühzeitigen Bürgerbeteiligung wurden die eingegangenen Anregungen geprüft.
Nach den Vorschriften des Baugesetzbuches ist es nicht erforderlich, vor der frühzeitigen Bürgerbeteiligung
eine Anhörung der Bezirksvertretung durchzuführen bzw. einen Beschluss des Planungsausschusses ein-
zuholen. Die Fraktionen wurden über die Ziele und Inhalte des vorliegenden Bebauungsplanes informiert.
Da aufgrund der diesjährigen Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen über einen längeren Zeitraum keine
Ausschuss- und Bezirksvertretungssitzungen stattgefunden haben, hätte sich eine starke Verzögerung des
Verfahrens ergeben, aus dem keinem Beteiligten Vorteile erwachsen wären. Der neu konstituierten Be-
zirksvertretung sowie dem neu zusammengesetzten Planungsausschuss wurden sowohl die Einleitung des
Bebauungsplanverfahrens als auch die öffentliche Auslegung des Entwurfes zur Beschlussfassung vorge-
legt. Die Entscheidung über die Aufstellung des Bebauungsplanes blieb den parlamentarischen Gremien
somit unbenommen.
Das Landschaftsschutzgebiet ist von der vorliegenden Planung nicht betroffen, da die Grenze am Rande
des Plangebietes verläuft.
In die im Bebauungsplan „N5“ festgesetzte Grünfläche wird zwar durch die Planung eingegriffen, der Bö-
schungsbereich entlang der Rennbahn wird jedoch durch eine Fläche für den Erhalt von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen auch künftig gesichert.
Auch die Planungen für den Regionalen Grünzug A aus Anlass der Internationalen Bauausstellung Em-
scherpark beziehen sich auf westlich an das Plangebiet angrenzende Flächen, weil die Festsetzungen des
bisherigen Bebauungsplanes „N5“ bei der Rahmenplanung berücksichtigt worden sind.
Die vorliegende Fläche war im rechtskräftigen Bebauungsplan „Ruhrorter Straße / Rennbahn Raffelberg –
N5“ als Fläche für Stellplätze festgesetzt. Diesem Bebauungsplan lag die Zielsetzung zugrunde, im südli-
chen Plangebiet die Betriebe anzusiedeln und im nördlichen Bereich (gesammelt) die Fahrzeuge der Be-
triebsangehörigen unterzubringen. Diese städtebauliche Konzeption ist jedoch aufgrund der bisher im süd-
lichen Bereich angesiedelten Betriebe, die die notwendigen Stellplätze auf ihrem jeweiligen Betriebsgelän-
de nachgewiesen haben, obsolet. Es handelte sich somit bereits vorher um ein Grundstück, das für eine
gewerbliche Nutzung vorgesehen war. Dies entspricht auch der Darstellung des Flächennutzungsplanes.
Eine höhere Versiegelung, als sie real z.Z. vorliegt, wäre auch nach den Festsetzungen des Bebauungs-
planes „N5“ möglich gewesen.
Eine landwirtschaftliche Nutzung besteht im Plangebiet nicht. Das Gelände wurde bis vor kurzer Zeit durch
eine „Wagenburg“, d.h. eine Gruppe junger Leute, die einen „alternativen“ Lebensstil vorziehen, genutzt.
Es handelt sich hierbei, trotz der nicht vollständig umgesetzten Festsetzungen des Bebauungsplanes „N5“,
nicht um eine Brachfläche im üblichen Sinne, da das Gelände stark anthropogen beeinträchtigt ist.
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In Mülheim an der Ruhr besteht ein Mangel an verfügbaren Gewerbeflächen. Dies bestätigt auch die
Hauptstudie zum Flächennutzungsplan. Beim vorliegenden Plangebiet handelt es sich um eine verfügbare
gewerbliche Fläche, die zudem in einer Umgebung liegt, die zum großen Teil ebenfalls gewerblich geprägt
ist.
Im Bereich der Ruhrorter Straße oder auch der Weseler Straße stehen nur in sehr beschränktem Umfang
gewerbliche Bauflächen für neue Nutzer zur Verfügung. Daher soll auf die gewerbliche Nutzung des vorlie-
genden Plangebietes nicht verzichtet werden.
Dem Einwand, durch die Planung würde ein bestehender Betrieb gefährdet, kann entgegen gehalten wer-
den, dass ein Bebauungsplan keine direkte Gefährdung eines Betriebes hervorrufen kann. Eine Marktbe-
einflussung oder die Steuerung von Geschäftsstrategien bzw. Einflussnahme auf eine spezielle Firmenpoli-
tik ist weder Aufgabe noch Ziel einer Bauleitplanung.
Ein Erhalt der Festsetzung von Stellplätzen erfolgt nicht. Es war nicht vorgesehen, für die umliegenden Be-
triebe oder auch benachbarten Freizeitnutzungen Stellplätze im Plangebiet an der Ruhrorter Straße zu er-
richten, denn hier sollten die gewerblichen Nutzer die KFZ ihrer Betriebsangehörigen unterbringen können.
Es hätte sich somit um eine private Stellplatzfläche gehandelt. Aus den Festsetzungen des Bebauungspla-
nes „N5“ lassen sich keine Ansprüche von benachbarten Betrieben zur künftigen Nutzung als Stellplatzflä-
che ableiten. Baulasten zu Gunsten einzelner Gewerbebetreibender (z.B. dem Eigentümer des denkmal-
geschützten Gebäudes) bestehen nicht. Für gewerbliche Nutzungen sowie für Freizeitangebote muss ein
angemessenes Angebot an Stellplätzen auf eigenen oder auf angemieteten Flächen bereitgestellt werden.
Auch der künftige Golfplatzbetreiber muss nachweisen, dass er in ausreichendem Umfang Stellplätze be-
reitstellen kann.
In der Ausbauplanung der Ruhrorter Straße wie auch der Weseler Straße ist die Einrichtung von Längs-
parkplätzen vorgesehen. Dies kann zur Entlastung der Anwohner durch Park-Such-Verkehr beitragen.

9. Zusammenfassung der Anregungen und der Abwägung der Stellungnahmen der Bürger und
der Träger öffentlicher Belange im Rahmen der öffentlichen Auslegung

Von Bürgern wurde nochmals die Befürchtung geäußert, dass durch die Festsetzungen des vorliegenden
Bebauungsplanes die Parkplatzsituation entlang der Ruhrorter Straße / Weseler Straße verschlechtert
würde.
Bei den überplanten Parkplätzen handelt es sich jedoch nicht um öffentliche Parkplätze, sondern diese
(provisorisch) angelegten Parkplätze waren für die Gewerbebetriebe im Bebauungsplangebiet „N5“ vorge-
sehen. Aufgrund einer real anderen Entwicklung der gewerblichen Flächen, werden nun von den einzelnen
Betrieben jedoch die bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplätze auf den jeweiligen Grundstücken be-
reitgestellt. Dies trifft auch auf einen neuen Gewerbebetrieb im Bebauungsplangebiet „N7“ zu.
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Zudem bleiben die bestehenden nördlich an das Plangebiet angrenzenden Parkplätze weiterhin anfahrbar.
Darüber hinaus entstehen im Zuge der Ausbauplanungen zusätzliche Parkplätze entlang der Ruhrorter
Straße und Weseler Straße.

Bedenken des Staatlichen Umweltamtes Duisburg (STUA) bezüglich der vorgesehenen Versickerung
konnten ausgeräumt werden.
Zur Versickerung des Niederschlagswassers von Hof- und Verkehrsflächen ist eine Anlage zur Minimierung
des Schadstoffeintrages vorzuschalten. Die Begründung wurde entsprechend ergänzt.
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